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183. Verordnung: Änderung der Eisenbahnbuch-Verordnung
184. Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes über die Zuständigkeit zur gesetzlichen

Einräumung von Vorkaufs- und Vorbestandsrechten und ähnlichen Rechten zu
bestimmten Verwaltungszwecken

1 8 3 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz, mit der die Eisenbahnbuch-Verordnung

geändert wird

Auf Grund des § 55 des Gesetzes vom 19. Mai
1874, RGBl. Nr. 70 (EAG), des Art. VII der
6. Gerichtsentlastungsnovelle, BGBl. Nr. 222/1929,
und des § 19 des Grundbuchsumstellungsgesetzes,
BGBl. Nr. 550/1980, wird verordnet:

Artikel I

Änderungen der Eisenbahnbuch-Verordnung

Die Verordnung des Bundesministers für Justiz
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler, dem
Bundesminister für Handel und Verkehr und dem
Bundesminister für Finanzen vom 1. März 1930,
über die innere Einrichtung, die Anlegung und
Führung des Eisenbahnbuches, BGBl. Nr. 77, wird
geändert wie folgt:

1. Dem § 3 ist folgender Abs. 2 anzufügen:

„(2) Im übrigen soll nach Möglichkeit (§ 44
Abs. 2 EAG) für jeden in einem Bundesland
gelegenen Teil einer Bahn eine besondere Einlage
errichtet werden. Diese Einlagen sollen nicht mehr
als 99 Teileinlagen (§ 3 a) aufweisen; für die
weiteren Teileinlagen ist ebenfalls eine besondere
Einlage zu errichten."

2. Nach § 3 ist folgender § 3 a einzufügen:

„§ 3 a. (1) Die Eisenbahneinlage (Gesamteinlage)
besteht aus der Grundeinlage und den Teileinlagen.
Für jede Katastralgemeinde, in der zur bücherlichen
Einheit gehörende Eisenbahngrundstücke liegen, ist
eine eigene Teileinlage zu errichten. Wenn in einer
Katastralgemeinde Grundstücke liegen, die zu
mehreren Linien gehören, so ist auch für jede dieser
Linien eine eigene Teileinlage zu errichten.

(2) Nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
sind Eintragungen, die sich auf die ganze
bücherliche Einheit beziehen, nur in der Grundein-

lage vorzunehmen, solche, die sich auf einzelne
Eisenbahngrundstücke beziehen, nur in den Teilein-
lagen."

3. Die §§ 4 bis 7 haben zu lauten:

„§ 4. Die Grundeinlage und die Teileinlagen
bestehen aus dem Bahnbestandblatt (A-Blatt), dem
Eigentumsblatt (B-Blatt) und dem Lastenblatt
(C-Blatt; § 8 Abs. 1 EAG).

§ 5. (1) Das Bahnbestandblatt besteht aus der
Aufschrift und zwei Abteilungen (A1- und A2-Blatt;
§ 8 Abs. 2 EAG).

(2) Die Grundeinlage und die Teileinlagen sind
mit Zahlen (Einlagezahlen) zu bezeichnen. Die
Einlagezahl der Grundeinlage muß durch 100
teilbar sein (EZ 100, 200 usw. bis 99.900). Die
Einlagezahl der Teileinlagen ist dadurch zu bilden,
daß zur Einlagezahl der Grundeinlage die Zahlen
von 1 bis 99 addiert werden; bestehen zu einer
Grundeinlage mehr als 99 Teileinlagen, so ist —
vorbehaltlich des § 3 Abs. 2 — für die Bezeichnung
der weiteren Teileinlagen eine noch nicht vergebene
Einlagezahl für eine Grundeinlage zu verwenden
(zum Beispiel Grundeinlage: EZ 300, Teileinlagen:
EZ 301 bis 399 und 401 bis 425).

(3) Die Aufschrift der Grundeinlage und der
Teileinlagen hat den Namen und die Richtung der
Bahn anzugeben. Als Name gilt die im Verkehr
angenommene Benennung des in die Einlage
aufzunehmenden Eisenbahnbuchkörpers. Die Rich-
tung der Bahn ist durch Angabe der Anfangs- und
Endpunkte, und zwar sowohl der Hauptlinie als
auch der zu demselben Eisenbahnbuchkörper
gehörigen Nebenlinien zu bezeichnen. In der
Aufschrift ist überdies die Eigenschaft als Grund-
oder Teileinlage anzugeben; in der Grundeinlage ist
auf die Einlagezahl aller Teileinlagen, in den
Teileinlagen auf die Einlagezahl der Grundeinlage
hinzuweisen. Wenn eine bücherliche Einlage aus
Haupt- und Nebenlinien besteht, so ist in den
Teileinlagen auch darauf hinzuweisen, zu welcher
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Linie die Einlage gehört. Im Fall des § 3 Abs. 2
letzter Satz ist in den Grundeinlagen auch auf die
Einlagezahl der jeweils anderen Grundeinlage
hinzuweisen („Fortsetzung in EZ . . . " ; „Fortset-
zung aus EZ . . . " ) .

(4) In den Teileinlagen ist die erste Abteilung des
Bahnbestandblatts zur Aufnahme der einzelnen
Eisenbahngrundstücke, und zwar auch jener be-
stimmt, die im geteilten Eigentum oder im
Miteigentum stehen. In der Grundeinlage ist in der
ersten Abteilung des Bahnbestandblatts nur der
Hinweis aufzunehmen, daß die Eisenbahngrund-
stücke in den Teileinlagen eingetragen sind.

(5) In der Grundeinlage ist die zweite Abteilung
des Bahnbestandblatts zur Aufnahme der mit dem
Besitz der Bahn, in den Teileinlagen der mit dem
Besitz einzelner Eisenbahngrundstücke verbunde-
nen dinglichen Rechte an fremden Grundstücken
bestimmt.

§ 6. In der Grundeinlage hat das Eigentumsblatt
die Firma und den Sitz der Unternehmung, die ihr
auf die ganze bücherliche Einheit zustehenden
Rechte sowie die Beschränkungen dieser Rechte zu
enthalten, zu denen insbesondere das Einlösungs-
oder Heimfallsrecht des Bundes gehört (§ 8 Abs. 3
EAG). In den Teileinlagen ist nur der Hinweis
aufzunehmen, daß die Eintragungen des Eigen-
tumsblatts nur in der Grundeinlage vorgenommen
werden. Überdies ist die in der Grundeinlage
enthaltene Eintragung des Eigentümers einschließ-
lich des Anteils und dessen LNR ersichtlich zu
machen; im Fall der Österreichischen Bundesbah-
nen ist hiebei die für die Verwaltung der jeweiligen
Eisenbahngrundstücke zuständige Bundesbahndi-
rektion anzugeben.

§ 7. Das Lastenblatt der Grundeinlage gilt als
erste Abteilung nach § 8 Abs. 4 EAG, das der
Teileinlagen als zweite Abteilung nach der ange-
führten Bestimmung. In der Grundeinlage sind
daher die Lasten, welche die ganze bücherliche
Einheit betreffen, in den Teileinlagen die Lasten,
welche sich auf die einzelnen Eisenbahngrund-
stücke beziehen, ferner die in Ansehung solcher
Grundstücke dritten Personen aus dem geteilten
Eigentum oder Miteigentum zustehenden Rechte
einzutragen. In der Grundeinlage und in der
Teileinlage ist vor der ersten Eintragung ein
Hinweis auf diese Regelung aufzunehmen."

4. § 8 wird aufgehoben.

5. Die §§ 11 bis 13 haben zu lauten:

„§11. Grundbuchsabschriften über die Grund-
einlage und die zugehörigen Teileinlagen gelten als
Abschrift über eine einzige Einlage.

§ 12. Das Aktenlager kann für das Eisenbahnbuch
abgesondert angelegt werden.

§ 13. (1) Bei der Eröffnung einer vorläufigen
Einlage sind die Eintragungen, die sich aus den nach
§ 19 EAG vorzulegenden Verzeichnissen ergeben,
sowie Änderungen, die infolge der Erhebungen
notwendig werden, nach den für Eintragungen im
Eisenbahnbuch geltenden Vorschriften vorzuneh-
men.

(2) Die Grundeinlage und die Teileinlagen sind in
der Aufschrift als vorläufige Einlagen zu bezeich-
nen."

6. § 17 wird aufgehoben.

7. § 18 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Änderungen in der Mappe, die infolge der
Erhebungen notwendig werden, sind durch eine
nach § 1 LiegTeilG dazu berechtigte Person oder
Stelle vorzunehmen."

8. Im § 18 Abs. 2 ist das Wort „Bezirksvermes-
sungsamte" durch „Vermessungsamt" zu ersetzen.

9. § 18 Abs. 4 wird aufgehoben.

10. Die §§ 19 bis 21 werden aufgehoben.

11. Nach § 23 ist folgender § 23 a einzufügen:

„§ 23 a. (1) Bei der Umstellung des Eisenbahn-
buchs nach dem Grundbuchsumstellungsgesetz,
BGBl. Nr. 550/1980, sind unter sinngemäßer
Anwendung der §§ 44 Abs. 2 bis 4 EAG und des § 3
Abs. 2 Eisenbahneinlagen gegebenenfalls in mehrere
bücherliche Einheiten zu teilen.

(2) Im Falle einer Teilung nach Abs. 1 ist in der
Aufschrift der Grundeinlage anzugeben, in welcher
Einlage die Bahn vor der Umstellung eingetragen
war."

Artikel II

Geltungsbereich

Art. I gilt nur für das umgestellte Grundbuch (§ 1
Abs. 2 Grundbuchsumstellungsgesetz).

Michalek

184 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend die Feststellung des Verfassungsge-
richtshofes über die Zuständigkeit zur gesetzli-
chen Einräumung von Vorkaufs- und Vorbe-
standsrechten und ähnlichen Rechten zu

bestimmten Verwaltungszwecken

Gemäß § 56 Abs. 4 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird folgender
Rechtssatz kundgemacht, in dem der Verfassungs-
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gerichtshof die Feststellung seines Erkenntnisses
vom 18. Dezember 1992, K II-1/9l-41, — dem
Bundeskanzler zugestellt am 8. Februar 1993 —
zusammengefaßt hat:

„Die gesetzliche Einräumung von Vorkaufs- und
Vorbestandsrechten und ähnlichen Rechten zu
bestimmten Verwaltungszwecken fällt gemäß

Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG (Zivilrechtswesen) in die
Zuständigkeit des Bundes, sofern darin nicht die
Regelung einer Verwaltungsmaterie liegt, für
welche die Gesetzgebungskompetenz den Ländern
zukommt."

Vranitzky
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